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1. Die Wahl der richtigen Steuerklasse und ihre Bedeutung 

 
Die Wahl der richtigen Steuerklasse und ihre tatsächliche Auswirkung führt bei vielen Steuer-
pflichtigen immer wieder zu Unsicherheiten. Die gute Nachricht vorab: Wer eine evtl. nachtei-
lige Steuerklasse gewählt hat, kann dies in den meisten Fällen ohne negative Auswirkungen 
korrigieren. 
 
Lohnsteuerklassen gibt es nur für Arbeitnehmer, also bei Einkünften aus nichtselbstständiger 
Arbeit und unbeschränkter Steuerpflicht. Unbeschränkt steuerpflichtig sind jedenfalls Perso-
nen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben. In der Regel 
wird ein gewöhnlicher Aufenthalt bei mehr als der Hälfte des Jahres in Deutschland unterstellt. 
Mit der Steuerklasse berechnet die Finanzverwaltung näher-ungsweise die Steuervorauszah-
lung unter Berücksichtigung der im Gesetz geregelten Pauschalabzugsbeträge. Diese wird 
dann im Wege des Lohnsteuerabzugs direkt an der „Quelle“, also durch den Arbeitgeber, ab-
gezogen und wird auf der Lohn- oder Gehaltsabrechnung ausgewiesen. 
 
Insgesamt gibt es sechs Steuerklassen. In Steuerklasse I werden nicht verheiratete bzw. dau-
ernd getrennt lebende Personen einsortiert. Hierzu gehören auch geschiedene und verwitwete 
Personen. Letztere werden erst ab dem übernächsten Jahr nach dem Tod des Partners in 
Steuerklasse I eingeordnet. 
 
Steuerklasse II ist für Alleinerziehende mit Kindern im Haushalt, für die ein Kindergeldan-
spruch besteht, vorgesehen. Es dürfen keine weiteren Personen als eigene Kinder im Haus-
halt leben, also kein Lebensgefährte oder dergleichen. Die Steuerklasse II ist steuerlich vor-
teilhafter als die Steuerklasse I, da der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende direkt beim 
Steuerabzug berücksichtigt wird. 
 
Die Steuerklassen III, IV und V sind für verheiratete bzw. verpartnerte Arbeitnehmer vorgese-
hen. Wählen die Eheleute keine Steuerklasse, erhalten sie beide die Steuerklasse IV. Der 
Steuerabzug ist dann gemessen an den Einkünften gleich hoch und entspricht vereinfacht 
gesagt der Steuerklasse I für nicht Verheiratete. Diese Kombination sollte bei etwa gleich ho-
hem Verdienst gewählt werden. Wählen Paare mit stark unterschiedlichen Einkommen diese 
Steuerklassenkombination, behält das Finanzamt in der Regel zu viel Steuern ein, die im 
Rahmen der Einkommensteuerveranlagung dann erstattet werden. Weiterhin gibt es die 
Steuerklasse IV „mit Faktor“. Hier wird bereits im Lohnsteuerabzugsverfahren die voraussicht-
lich gemeinsam zu zahlende Einkommensteuer im Verhältnis auf die Eheleute verteilt. Dies 
geschieht nur auf Antrag und wenn der Faktor unter 1 liegt. 
 
Verheiratete Paare können die Steuerklassenkombination III und V wählen. Dabei ist der 
Steuerabzug in der Steuerklasse III verhältnismäßig geringer und der Steuerabzug in der 
Steuerklasse V höher, da der doppelte Grundfreibetrag bei der Steuerklasse III gewährt wird, 
bei der Steuerklasse V hingegen keiner. Wählt ein Partner die Steuerklasse III, muss der an-
dere notwendigerweise die Steuerklasse V erhalten. Sinnvoll ist die Wahl dieser Steuerklas-
senkombination nur, wenn entweder ein Partner nicht als Arbeitnehmer arbeitet oder die Ver-
dienste als Arbeitnehmer sehr unterschiedlich hoch sind. Bei Wahl dieser Steuerklassenkom-
bination ist die Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflichtend. Steuerpflichtigen mit 
stark unterschiedlichen Verdiensten sollte klar sein, dass es bei der Einkommensteuerveran-
lagung zu einer Steuernachzahlung kommen kann. Im Laufe des Jahres ist aber eine bessere 
Liquidität vorhanden. 
 
Die Steuerklasse VI ist für diejenigen, die weitere sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhält-
nisse haben oder schuldhaft dem Arbeitgeber die Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht bereit-
stellen. Der Lohnsteuerabzug ist hier sehr hoch, da keine Abzugspauschalen bzw. Freibeträ-
ge eingearbeitet sind. Der Ausgleich erfolgt hier in der Regel über die Einkommensteuerver-
anlagung. 
 



Seit dem Jahr 2020 ist der Wechsel der Steuerklasse bei Verheirateten bzw. Verpartnerten 
auch mehrmals im Jahr möglich. Dies ist bei sich abzeichnender Einkommensverschiebung 
sinnvoll, kann sich unter gewissen Voraussetzungen auch positiv auf die Höhe des Arbeitslo-
sen-, Kranken- oder Elterngeldes auswirken. Hier sollte der Steuerberater in Anspruch ge-
nommen werden, denn ein Wechsel kurz vor Eintritt dieser Ereignisse ist zumeist unbeacht-
lich, wenn er nicht rechtzeitig vorgenommen wird. 
 

Achtung: Beim Bezug z. B. von Kranken-, Arbeitslosen- oder Elterngeld ist grds. die Steuer-

klasse zum Zeitpunkt des Bezugs- oder Jahresbeginns maßgeblich. Diese Leistungen sind 
zwar steuerfrei, unterliegen aber dem sog. Progressionsvorbehalt und führen zu einer Pflicht-
veranlagung. Das bedeutet, dass der Steuersatz auf die anderen zu versteuernden Einkünfte 
erhöht wird. Dies betrifft insbesondere Personen, die in einem Kalenderjahr sowohl Einkünfte 
aus Erwerbstätigkeit, Vermietung, Kapital o. ä. haben als auch Bezug von Kranken-, Arbeits-
losen- oder Elterngeld, aber auch zusammenveranlagte Paare, bei denen einer im Leistungs-
bezug steht, der andere steuerbare Einkünfte erzielt. 
 
 

2. Zuordnung von Leistungen zum Unternehmen - Zeitpunkt und Dokumentation der 

Entscheidung 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat sich mit Schreiben vom 17.5.2024 als Folge 
mehrerer Entscheidungen des Bundesfinanzhofes (BFH) aus dem Jahr 2022 sowie einer Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) aus dem Jahr 2021 zur Zuordnung von 
Gegenständen zum Betriebs- oder Privatvermögen im Rahmen des Vorsteuerabzugs geäu-
ßert sowie zu den Fragen der Fristgebundenheit entsprechender Mitteilungen an die Finanz-
verwaltung und Dokumentation derselben. 
 
Der EuGH hatte entschieden, dass die Finanzbehörde den Vorsteuerabzug in Bezug auf ei-
nen Gegenstand verweigern darf, wenn der Steuerpflichtige ein Wahlrecht hat, ob dieser dem 
Unternehmensbereich zugeordnet werden soll oder dem Privatvermögen, der Steuerpflichtige 
der Finanzbehörde aber bis zum Ablauf der Frist für die Abgabe der Umsatzsteuererklärung 
nicht erklärt hat, welche Zuordnung er vorgenommen habe oder zumindest entsprechende 
Anhaltspunkte für die Finanzverwaltung feststellbar seien. 
 
Der BFH hatte in Ergänzung entschieden, dass bei Vorlage objektiv erkennbarer Anhaltspunk-
te innerhalb der Dokumentationsfrist keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde 
erforderlich ist und diese auch noch nach Fristablauf nachgeholt werden könne. Eine Mittei-
lung ist demnach nur erforderlich, wenn keine objektiv erkennbaren Anzeichen vorliegen. 
 
Die Dokumentation müsse innerhalb der gesetzlichen Regelabgabefrist für die Umsatzsteuer-
erklärung erfolgen, wenn keine objektiv erkennbaren Beweisanzeichen vorhanden sind. Eine 
Fristverlängerung zur Abgabe der Steuererklärung verlängert nicht die Dokumentationsfrist. 
Bis zum Ablauf der Dokumentationsfrist kann eine im Voranmeldungsverfahren getroffene 
Entscheidung durch ausdrückliche Mitteilung korrigiert werden. 
 
Das BMF hat daher nun klargestellt, dass bei einem Zuordnungswahlrecht auch Verträge mit 
Umsatzsteuerausweis oder Benennung in Bauantragsunterlagen, z. B. als Bürotrakt, als ent-
sprechende Beweisanzeichen zu bewerten sind, auch für eine nur teilweise Zuordnung zum 
Unternehmen. Gleiches gilt für die betriebliche Versicherung eines Gegenstandes, Kauf oder 
Verkauf unter dem Firmennamen, bilanzielle und ertragsteuerliche Behandlung des Gegen-
standes. Gleichwohl sollte auch Gründen der Rechtssicherheit eine rechtzeitige Mitteilung an 
das Finanzamt erfolgen. 
 
Die Grundsätze des Schreibens des BMF vom 17.5.2024 sind in offenen Fällen anzuwenden. 
Das Schreiben des BMF kann auf dessen Homepage heruntergeladen werden. Das bislang 



gültige BMF-Schreiben vom 2.1.2014 wurde mit dem neuen Schreiben aufgehoben, der Um-
satzsteuer-Anwendungserlass wurde ebenfalls entsprechend angepasst. 
 
 

3. Leasing-Sonderzahlung als Betriebsausgabe 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte sich mit der Frage zu befassen, wie Leasingzahlungen, ins-
besondere Leasing-Sonderzahlungen, aufzuteilen sind, wenn ein Fahrzeug sowohl privat als 
auch beruflich genutzt wird. Konkret ging es um die Frage, ob Leasing-Sonderzahlungen, 
durch welche die laufenden Leasingraten gesenkt werden können bzw. konnten, zeitanteilig 
auf die Monate aufzuteilen sind oder bei einer Einnahmeüberschussrechnung vollständig im 
Jahr der Zahlung zu berücksichtigen sind. 
 
Mit Urteil vom 12.3.2024 hat der BFH entschieden, dass Leasing-Sonderzahlungen für ein 
anteilig betrieblich genutztes Fahrzeug unabhängig vom Zeitpunkt der Zahlung auf die jeweili-
gen Monate der Nutzung aufzuteilen sind, vorausgesetzt, die laufenden Leasingraten konnten 
hierdurch gesenkt werden, was vorliegend der Fall war. 
 
Zunächst sind einerseits die jährlichen Gesamtaufwendungen inklusive aller fixen Kosten und 
der Abschreibung festzustellen, hier einschließlich der anteiligen Leasing-Sonderzahlung ver-
teilt auf die Gesamtnutzungsdauer, sodann sind diese in einen betrieblichen sowie privaten 
Anteil aufzuteilen.  
 
Bei einem PKW ist der Aufteilungsmaßstab die Feststellung der beruflich und privat gefahre-
nen Kilometer im Verhältnis zur Gesamtstrecke. Ergibt sich hieraus ein beruflicher Nutzungs-
anteil von unter 10 %, ist das Fahrzeug zwingend dem Privatvermögen zuzuordnen. Auch 
hierfür ist nach dem Urteil des BFH nicht auf die zunächst beabsichtigte Nutzung abzustellen, 
sondern auf die tatsächliche Nutzung über den gesamten Leasingzeitraum. Die Kosten für 
das Fahrzeug können in einem solchen Fall nicht als Betriebsausgaben geltend gemacht 
werden, sondern nur im Wege der Nutzungseinlage. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass 
der BFH im vorliegenden Fall nicht darüber entschieden hat, ob die Leasing-Sonderzahlung 
ggf. als vorab entstandene Werbungskosten auf der Basis einer beabsichtigten künftigen Nut-
zung in voller Höhe bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung hätte berücksichtigt 
werden können. Hierzu sollte die Beratung eines Steuerberaters eingeholt werden. 
 
 

4. Ist die Energiepreispauschale steuerbar? Revision beim BFH eingelegt 
 
Der Gesetzgeber hatte mit dem Steuerentlastungsgesetz 2022 eine Energiepreispauschale 
(EPP) eingeführt, die Berechtigte in Höhe von 300 € erhielten. Im Gesetz ist die Steuerbarkeit 
der erhaltenen Zuwendung geregelt. Je nach persönlichen steuerlichen Verhältnissen kann 
eine Steuerpflicht entstehen. Per Gesetz ist die EPP den Einkünften aus nichtselbstständiger 
Tätigkeit bzw. alternativ den sonstigen Einkünften zugeordnet. 
 
Eine Vielzahl von Steuerpflichtigen wehren sich derzeit gerichtlich gegen eine Besteuerung 
der EPP. In einem der führenden Verfahren hat das Finanzgericht Münster (FG) am 
17.4.2024 entschieden, dass die EPP einer Arbeitnehmerin steuerbar und steuerpflichtig bei 
den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit ist und dies auch verfassungsgemäß sei. Ob 
dies auch für Begünstigte gilt, die keine Arbeitnehmer sind und bei denen sich eine Besteue-
rung ggf. im Rahmen der sonstigen Einkünfte ergibt, hatte das Gericht nicht zu entscheiden. 
 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung hat das FG die Revision zugelassen, welche beim 
Bundesfinanzhof (BFH) eingelegt wurde. Eine Entscheidung ist noch nicht absehbar. Steuer-
pflichtige können bei vergleichbarem Sachverhalt und noch nicht rechtskräftigen Bescheiden 
unter Hinweis auf das Aktenzeichen VI R 15/24 des BFH Einspruch einlegen und die Ausset-



zung der Vollziehung beantragen. Der Steuerberater ist der geeignete Ansprechpartner zur 
Klärung der Angelegenheit. Eine etwaige Steuerersparnis fällt allerdings gering aus. 

 

 

5. Prämiensparverträge – Referenzzins für Zinsanpassungen 
 
Für viele Verträge ist ein variabler Grundzins – also ein Zins, der von der Bank an die allge-
meine Zinsentwicklung am Markt angepasst werden kann – üblich. Insbesondere bei Verträ-
gen mit einer langen Laufzeit müssen solche Zinsvereinbarungen transparent gestaltet sein. 
Denn bei Langzeitverträgen haben Verbraucher i.d.R. nicht die Möglichkeit oder sehen keinen 
wirtschaftlichen Sinn darin, kurzfristig auf ein anderes Angebot mit besseren Zinsen umzu-
steigen. 
 
Gerade in vielen alten Verträgen sind jedoch Vereinbarungen enthalten, die rechtswidrig sind, 
sog. Zinsanpassungsklauseln, Zinsgleitklauseln oder Zinsänderungsklauseln. Diese ermögli-
chen es Banken, den Zins nach eigenem Ermessen anzupassen. Der Bundesgerichtshof 
(BGH) hat in mehreren Urteilen klargestellt, dass solche Klauseln unzulässig sind, wenn sie 
den Banken ein einseitiges Anpassungsrecht einräumen, ohne klare und transparente Krite-
rien für die Zinsänderung festzulegen. 
 
Zur Frage, welcher Referenzzinssatz heranzuziehen ist, wenn die im Vertrag vereinbarte 
Zinsklausel keine spezifischen Festlegungen enthält, wie beispielsweise „Die Spareinlage wird 
variabel, z. Zt. mit ... % verzinst“, hat der BGH am 9.7.2024 entschieden. Die BGH-Richter 
bestätigten die Entscheidungen der Oberlandesgerichte, dass die Umlaufsrenditen inländi-
scher Bundeswertpapiere mit Restlaufzeiten von über 8 bis 15 Jahren (Zeitreihe WU9554) 
den Anforderungen, die an einen Referenzzins für die variable Verzinsung der Sparverträge 
zu stellen sind, genügen. 
 

Hinweis: Vor diesem Hintergrund sollten u.U. bestehende Prämiensparverträge überprüft und 

ggf. rechtlicher Rat eingeholt werden. 
 
 

6. Schadenersatzklage gegen Impfärztin nach Corona-Schutzimpfung – erste  

obergerichtliche Entscheidung 
 
In einem Fall aus der Praxis gab eine Frau an, von der Impfärztin nicht ausreichend über die 
Risiken der Corona-Schutzimpfung aufgeklärt worden zu sein. Bei einer zureichenden Aufklä-
rung hätte sie sich aber schon gar nicht impfen lassen, weshalb die Ärztin ihr den aus der 
Impfung entstandenen Schaden zu ersetzen und außerdem Schmerzensgeld zu leisten habe. 
 
Das Oberlandesgericht Stuttgart kam zu dem Urteil, dass das Verimpfen von Corona-
Impfstoffen im Rahmen der nationalen Impfstrategie durch hierzu Beauftragte als hoheitliche 
Tätigkeit zu qualifizieren ist. Sofern Privatpersonen in Ausübung eines ihnen anvertrauten 
öffentlichen Amtes hoheitlich tätig werden, greift grundsätzlich die Staatshaftung ein. Eine 
persönliche Haftung des hoheitlich Tätigen selbst kommt gegenüber dem Geschädigten da-
neben nicht in Betracht.  
 
Also haftet eine hoheitlich tätig gewordene Impfärztin wegen etwaiger Aufklärungsmängel 
nicht, sondern die Geschädigte hätte zutreffend den Staat wegen etwaiger Schadenersatzan-
sprüche in Anspruch nehmen müssen. 
 
 
 
 
 



7. Kündigung bei Störung des Betriebsfriedens 
 
Wiederholte, persönliche Angriffe und beleidigende Äußerungen gegenüber Kollegen können 
eine verhaltensbedingte Kündigung begründen. Ferner stört ein Arbeitnehmer nachhaltig den 
Betriebsfrieden, wenn er ständig vorgibt, alles besser zu wissen, und dies gegenüber Kollegen 
und Vorgesetzten kundtut. 
 
In einem Fall aus der Praxis äußerte sich eine Arbeitnehmerin abfällig über Kollegen bzw. 
Kolleginnen (Bezeichnung als faule und schlechte Mutter) und bezeichnete diese allesamt als 
faul. Bereits ca. 5 Monate vorher erhielt sie eine Abmahnung, weil ihr Verhalten erheblich den 
Betriebsfrieden störte. 
 
Im Rahmen der Interessenabwägung unter Berücksichtigung der einschlägigen Abmahnung 
und andererseits der langen Betriebszugehörigkeit (über 10 Jahre) und des Status als Allein-
erziehende gelangte das Landesarbeitsgericht Thüringen zu der Auffassung, dass die ordent-
liche Kündigung verhältnismäßig ist. 
 
Unter Berücksichtigung der Fürsorgepflicht für die anderen Mitarbeiter, die unter der perma-
nenten Streitlust der Mitarbeiterin litten, war es dem Arbeitgeber nicht zumutbar, die Störung 
des Betriebsfriedens weiterhin hinzunehmen. 
 
 

8. Verwalter darf Hausmeisterarbeitsvertrag kündigen 
 
Nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) wird die Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer durch den Verwalter gerichtlich und außergerichtlich vertreten, beim Abschluss eines 
Grundstückskaufs- oder Darlehensvertrags aber nur aufgrund eines Beschlusses der Woh-
nungseigentümer. Hat die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer keinen Verwalter, wird sie 
durch die Wohnungseigentümer gemeinschaftlich vertreten. Eine interne Einschränkung der 
Vertretungsbefugnis hat gegenüber Außenstehenden keine Gültigkeit. 
 
Eine vom Verwalter im Namen der Wohnungseigentümergemeinschaft ausgesprochene Kün-
digung des mit einem Wohnungseigentümer geschlossenen (Hausmeister-)Arbeitsvertrags ist 
grundsätzlich von der o.g. Vertretungsmacht gedeckt. Die Kündigung ist auch nicht aufgrund 
eines fehlenden Eigentümerbeschlusses zum Ausspruch der Kündigung unwirksam. 
 
 

9. Geparkt in Feuerwehrzufahrt und abgeschleppt 
 
Gemäß der Straßenverkehrsordnung (StVO) ist das Halten – und damit erst recht das Parken 
– vor und in amtlich gekennzeichneten Feuerwehrzufahrten unzulässig. 
 
Ein Autofahrer in Hamburg parkte jedoch in einem Bereich der durch Verkehrszeichen als 
Feuerwehrzufahrt gekennzeichnet war. Das Auto wurde abgeschleppt und der Halter erhielt 
eine Rechnung über ca. 250 € Verwaltungsgebühren. Der Halter widersprach und führte an, 
dass die Feuerwehrzufahrt nicht amtlich gekennzeichnet war.  
 
Eine Feuerwehrzufahrt ist im Sinne der StVO korrekt gekennzeichnet, wenn die Markierung 
offiziell angeordnet wurde. Eine Kennzeichnung kann auch von einer Privatperson angebracht 
werden. Das Parkverbot vor oder in diesen offiziell gekennzeichneten Feuerwehrzufahrten 
erfordert nicht, dass die Kennzeichnung als offiziell veranlasst erkennbar ist. Dies ist auch 
dann nicht notwendig, wenn nach Landesrecht ein offizielles Siegel oder eine andere Sicht-
barmachung der behördlichen Anordnung auf dem Hinweisschild verlangt wird. Somit hatte 
der Halter weder vor dem Oberverwaltungsgericht noch vor dem Bundesverwaltungsgericht 
Erfolg. 
 



 

10. Hausratversicherung – Spuren müssen bei Einbruchdiebstahl   

nicht „stimmig“ sein 
 
Der Versicherungsnehmer genügt seiner Beweislast für einen Einbruchdiebstahl bereits dann, 
wenn er das äußere Bild eines Einbruchdiebstahls beweist, also ein Mindestmaß an Tatsa-
chen, die nach der Lebenserfahrung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit darauf schließen 
lassen. 
 
Zu dem Minimum an Tatsachen gehört die Unauffindbarkeit der zuvor am Tatort vorhande-
nen, als gestohlen gemeldeten Sachen. Bezüglich der Spuren hält der Bundesgerichtshof an 
seiner Rechtsprechung fest, dass für das äußere Bild eines Einbruchdiebstahls die festge-
stellten Spuren nicht in dem Sinne stimmig sein müssen, dass sie zweifelsfrei auf einen Ein-
bruch schließen lassen. So müssen insbesondere nicht sämtliche typischerweise auftretenden 
Spuren vorhanden sein. 
 
Zweck der Beweiserleichterung zugunsten des Versicherungsnehmers ist gerade, ihm die 
Versicherungsleistung auch dann zuzuerkennen, wenn sich nach den festgestellten Umstän-
den nur das äußere Geschehen eines Diebstahls darbietet, auch wenn von einem typischen 
Geschehensablauf nicht gesprochen werden kann. 

 
 

  

 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 

12.8.2024 
Zahlungsschonfrist – 15.8.2024 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 
15.8.2024 

Zahlungsschonfrist – 19.8.2024 

Sozialversicherungsbeiträge 
Abgabe der Erklärung – 26.8.2024 

Zahlung – 28.8.2024 
  

 

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

seit 1.7.2024 = 3,37 % 
1.1. – 30.6.2024 = 3,62 % 

1.7. – 31.12.2023 = 3,12 % 
1.1. – 30.6.2023 = 1,62 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 

1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2024:  Juni = 119,4; Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6;  
Februar = 118,1; Januar = 117,6 

2023:  Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8;  
September = 117,8; August = 117,5; Juli = 117,1 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  

  

 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/organisation/agb-und-regelungen/basiszinssatz-607820
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

